
D-1401qder Beilagen zu den Stenographischen Protokollen 
• 

ANTRAG 

der Abgeordneten Dipl.-Vw. Dr. Lackner, Ing. Gartlehner 

und Genossen 

NOa ...... !.�a�.1 A 
PrAs.: 1 6. JUNI 1994 

............................ .-

betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Bundeshaushaltsgesetz geändert wird 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Bundesgesetz, mit dem das Bundeshaushaltsgesetz geändert wird 

(BHG-Novelle 199 4) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Das Bundeshaushaltsgesetz, BGB1. Nr. 2 13/1986, zuletzt geändert 

durch das Bundesgesetz BGB1. Nr. 31 4/199 4, wird wie folgt geän­

dert: 

1. § 1 Abs. 2 Z 1 lautet: 

"1. die Vorarbeiten filr das Budgetprogramm und den Budgetbe­

richti" 

2. § 2 Abs. 1 lautet : 

" (1) Die Haushaltsfilhrung hat der Erfililung der Aufgaben des 

Bundes durch die Ermittlung und Bereitstellung der hiefilr benö­

tigten Geldmittel unter Beachtung der Grundsätze der sparsamkeit, 

wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit zu dienen, wobei die Erfor­

dernisse des gesamtwirtschaftlichen Gleichg�wichtes sowie die 

Verbundenheit der Finanzwirtschaft des Bundes, der Länder und der 

Gemeinden (Gemeindeverbände) zu berilcksichtigen sind; Darilber 

hinaus ist bei der Haushalts filhrung das Budgetprogramm ( §  12) zu 

beachten. " 
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3. §5 Abs� 3j lautet : 

"(3) :6 ie Aufqab�rl \der haushalts leitenden Organe sind • " • ,"!/ - ' .  

1. die Ermittlung der ihren Wirkungsbereich betreffenden 

-- ---�-- --'---.'--

voraussichtlichen Ausgaben und Einnahmen, einschließlich der 

finanziellen Ausw irkungen der in Aussicht genommenen 

rechtsetzend�n und sonstigen Maßnahmen sowie Vorhab�n, 

minde�tens für den Z�itraum des laufenden und der nächsten 

drei Finanz jah re; 

2. die Mitwirkung an der Erstellung des Budgetprogrammes (§ 12) 

und des Budgetberichtes (� 13) ; 

3. die Mitwirkung an der Vorb�reitung des 

Bundesvoranschlagsentwurfes (§  30) und des 

Stellenplanentwurfes (§  3 1) ;  

4. die Obermit�lung von Unterlagen für die Erstellung des ,Stel­

lenp lanes an den Bundeskanzler und den Bundesminister für 

Finan�en auf deren Ersuchen; 

5. die Aufstellung ihrer Monatsvoranschläge (§ 51); 

6. die Überwachung der Inanspruchnahme der Voranschlagsbeträge; 

7. die Aufstellung und Erläuterung ihrer Monatsnachweisungen 

(§ § 83 bis 86) und ihrer Abschlußrechnungen ( § §  93 bis 96 

und 98). 

Das haush�ltsleitende Organ kann für Bundesbetriebe unter Beach­

tung ihrer Besonderheiten im Sinne des § 1 Abs. 3 im Einvernehmen 

mit dem Bundesmin ister für Finanzen Teile seiner Aufgaben gemäß 

Z 1 bis 7 an die geschä fts führenden Organe eines Bundesbetriebes 

übertragen; von solchen Übertragungen ist der Rechnungshof vorn 

haushaltsleitenden Organ zu verständigen. " 

4. § 5 Abs. 4 Z 1 lautet: 

"1. die M itwirkung an den im Abs. 3 Z 1 bis 7 genannten Aufga-

ben; " 
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5. § 5 Abs. 5 lautet: 
. 

" (5) Von den im Abs. 1 Z 3 genannten haushaltsleitenden Organen 

sind für die Besorgung der im Abs. 3 Z 1 bis 6 genannten Aufgaben 

Haushaltsreferenten zu bestellen. " 

6. § 7 Abs. 1 Z 8 lautet: 

"8. die Mitwirkung an der Vorbereitung des Budgetprogramrnes 

( §  12) und des Budgetberichtes (§ 13) sowie an der Voran­

schlagsersteilung. " 

7. Die Überschrift des III. Abschnittes lautet : 

"Budgetprograrnm und Budgetberichti finanzielle Auswirkungen 

rechtsetzender und sonstiger grundsätzlicher Regelungen" 

8. § 12 lautet: 

IIBudgetprograrnm 

§ 12. ( 1) Die Bundesregierung hat spätestens sechs Monate nach 

ihrer Ernennung durch den Bundespräsidenten dem Nationalrat ein 

Budgetprogramm zur Kenntnis zu bringen. Bei der Erstellung des 

Budgetprogrammes ist auf die Ziele der Haushaltsführung ( §  2 Abs. 

1, erster Satz) Bedacht zu nehmen. 

(2) Das Budgetprogramm hat folgende Angaben für die ln die 

laufende Gesetzgebungsper iode fallenden F inanzjahre zu enthalten : 

1. Darlegung der Ausgangsposition für die Erstellung des 

Budgetprogrammes sowie der Annahmen über die voraussichtliche 

Entwicklung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen und des 

Bundeshaushaltes; 

2. die haushaltspolitischen Zielsetzungen; 

3. finanzielle Perspektiven der in Aussicht genommenen, 

rechtsetzenden und sonstigen Maßnahmen sowie Vorhaben, 
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gegliedert nach den Wirkungsbereichen der haushaltsleitenden 
. 

Organe (Maßnahmenkatalog) , wobei zweckentsprechende 

Zusammenfassungen nach finanzwirtschaftlichen, funktionellen 

und ökonomischen Gesichtspunkten vorgenommen werden können; 

4. die in Aussicht genommenen personalwirtschaftlichen 

Maßnahmen; 

5. finanzielle Auswirkungen der in Aussicht genommenen 

außerbudgetären Finanzierungsvorhaben auf den Bund; 

6. Erläuterungen. 

(3) Änderungen und Ergänzungen des Budgetprogrammes sind 

spätestens zugleich mit dem nächsten Budgetbericht (§ 13) dem 

Nationalrat zur Kenntnis zu bringen. 1I 

9. § 1 3  lautet: 

"Budgetbericht 

§ 13. (1) Die Bundesregierung hat jährlich spätestens zu Beginn 

der Beratungen des von ihr vorgelegten Entwurfes eines 

Bundesfinanzgesetzes in dem damit betrauten Ausschuß des 

Nationalrates diesem Ausschuß einen Bericht über Lage, 

Rahmenbedingungen und Entwicklung des Bundeshaushaltes sowie der 

außerbudgetären Finanzierungsvorhaben (Budgetbericht) vorzulegen. 

Der Budgetbericht hat insbesondere über die Erfüllung des 

Budgetprogrammes Aufschluß zu geben. 

(2) Der erste Budgetbericht ist in jenem Jahr vorzulegen, welches 

dem ersten Jahr der Beschlußfassung über das erste Budgetprogramm 

folgt. 11 

10. Nach § 13 wird fo lgender § 13 a eingefügt: 
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"Erstellung des Budgetprogrammes und des Budgetberichtes 

§ 13 a. (1) Der Bundesminister für Finanzen hat den Entwurf des 

Budgetprogrammes und den Entwurf des Budgetberichtes - jeweils 

ausgenommen die personalwirtschaftlichen Angelegenheiten ( §  l2 

Abs. 2 Z 4 )  I soweit sie sich auf Planstellen beziehen - zu 

erstellen und der Bundesregierung rechtzeitig zur Beschlußfassung 

vorzulegen. Jedes haushaltsleitende Organ hat die hiefür 

erforderlichen Unterlagen samt Erläuterungen dem Bundesminister 

für Finanzen nach Maßgabe der von diesem aufzustellenden 

Richtlinien rechtzeitig zu übermitteln. 

(2) soweit sich das Budgetprogramm und der Budgetbericht auf 

Planstellen beziehen, obliegt die Erstellung der Entwürfe dem 

Bundeskanzler im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 

Finanzen. Jedes haushaltsleitende Organ hat die hiefür 

erforderlichen Unterlagen samt Erläuterungen dem Bundeskanzler 

und dem Bundesminister für Finanzen nach Maßgabe der von diesen 

einvernehmlich aufzustellenden Richtlinien rechtzeitig zu 

übermitteln." 

1 1. § 14 Abs. 1 lautet: 

" §  14. (1) Jedem Entwurf für ein Bundesgesetz oder eine Verord­

nung ist von dem Bundesminister, in dessen wirkungsbereich der 

Entwurf ausgearbeitet wurde, eine Darstellung der finanziellen 

Auswirkungen anzuschließen, aus der insbesondere hervorzugehen 

hat, 

1. ob und inwiefern die Durchführung der vorgeschlagenen Vor­

schriften voraussichtlich Ausgaben oder Einahmen für den Bund 

verursachen wird; 
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2. wie hoch diese Ausgab�n oder Einnahmen im laufenden und 
. 

mindestens in den nächsten drei Finanzjahren zu beziffern 

sein werden; 

3 .  aus welchen Gründen die Ausgaben notwendig sind und welcher 

Nutzen hievon erwartet wird; 

4. welche Vorschläge zur Bedeckung der Ausgaben gemacht werden. 

In der Darstellung ist auf das Budgetprogramm Bezug zu nehmen." 

12. § 16 Abs. 2 Z 11 lautet: 

" 1 1. Einnahmen aus Kapitalzahlungen bei der Aufnahme. und Ausgaben 

für Kapitalzahlungen bei der Rückzahlung von Finanzschulden und 

Währungstauschverträgen im Rahmen einer Prolongation oder 

Konversicin sowie Einnahmen aus und Ausgab�n für Kapitalzahlungen 

beim Abschluß von W�hrungstauschverträgen gern. § 65 b Abs. 3 Z 1 

lit. Ci" 

13 . Dem § 1 6  Abs. 2 wird folgende Z 12 angefügt: 

" 12. Ausgaben für den Erwerb von \'!ertpapieren des Bundes für 

Tilgungszwecke und Einnahmen aus und Ausgaben für 

Kapitalzahlungen aus in diesem Zusammenhang abgeschlössenen 

Währungstauschverträgen sowie Einnahmen aus Kapit�lzahlungen bei 

der Aufnahme von Finanzschulden zur Refinanzierung dieser 

Rückkäufe und. Einnahmen aus und Ausgaben für Kapitalzahlungen aus 

in diesem Zusammenhang abgeschlossenen Währungstauschverträgen.1I 

14. § 3 0  Abs. 1 lautet: 

"(1 ) Zur Vorbereitung der Erstellung des 

Bundesvoranschlagsentwurfes haben die haushaltsleitenden Organe 

für ihren Bereich unter Beachtung des Budgetprogrammes 

Voranschlagsentwürfe auszuarbeiten und dem Bundesminister für 

Finanzen zu übermitteln." 

BHG·Novelie Entwufl 6.6.1994 
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15. § 31 Abs. 1 lautet : 

"(1) Zur Vorbereitung der Erstellung des Stellenplanentwur�es 

haben die haushaltsleitenden Organe die für ihren Bereich unter 

Beachtung des Budgetprogrammes auszuarbeitenden 

Stellenplanentwürfe samt Erläuterungen dem Bundeskanzler und dem 

Bundesminister für Finanzen zu übermitteln. " 

16. § 35 Z 7 lautet: 

"7. Angaben über die Entwicklung und den Stand der 

außerbudgetären Finanzierungsvorhaben im sinne des § 12 Abs. 2 Z 

5i "  

17. § 37 Abs. 4 lautet: 

"(4) Ausgaben für Bedienstete, die länger als zwei Monate bei 

einem anderen anweisenden Organ verwendet werden , als jenem, bei 

dem die Ausgaben für diese Bediensteten veranschlagt sind, hat ab 

Beginn der Verwendung jenes anweisende organ zu leisten, in 

dessen Verwendung sie stehen. " 

18. Dem § 3 7 wird folgender Abs. 5 angefügt� 

"(5) Reisegebühren für Bedienstete sind von jenem anweisenden 

Organ zu tragen, in dessen überwiegende� Interesse die 

Dienstreise oder Dienstverrichtung erfo lgt. " 

1 9. Im § 48 Abs. 2 ent fällt die Z 1. Die nachfolgenden Z 2 und 3 

erhalten nunmehr die Bezeichnung " Z  1 und 2", 

20. § 49 Abs. 1 lautet: 

"(1) Organe des Bundes (§ 1 Abs. 1) haben für Leistungen ( § 85 9 

ABGB) , die sie von einem anderen Organ des Bundes empfangen, eine 

Vergütung zu entrichten. Eine solche Vergütung hat jedoch zu 

entfallen, wenn 
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1. es sich um die endgültige oder vorübergehende Übertragung der 

Benützung und Verwaltung von Bestandteilen des unbeweglichen 

Bundesvermögens handelt, es sei denn, die Übertragung erfolgt von 

einem oder an einen Bundesbetrieb; 

2. es sich um die endgültige oder vorübergehende Übertragung von 

Bestandteilen des beweglichen Bunde�vermögens gern. § 58 Abs. 4 

handelt; 

3. eine sonstige Leistung nach den bestehenden Rechtsvorschriften 

gegenüber einem anderen Organ des Bundes zu erbringen ist, oder 

4. weitere Ausnahmen wegen der Eigenart oder d�s Umfanges der 

Leistung im Interesse der Verwaltungsvereinfachung vom Bundes­

minister für Finanzen· im Einvernehmen mit dem haushaltsleitenden 

Organ, in dessen Wirkungsbereich die Leistung erbracht wird, 

zugelassen werden. 

21. Nach § 49 wird folgend�r § 49 a eingefügt: 

"Leistungen von Organen des Bundes an Dritte 

§ 49 a. Organe des Bundes haben für Leistungen an Dritte ein 

Entgelt unter zugrundelegung mindesten� des gemeinen Wertes 

(§ 305 ABGB) zu vereinbaren , wobei § 49 Abs. 1 Z 3 und 4 SOWle 

Abs. 3, zweiter Satz, sinngemäß Anwendung zu finden hat. §§ 15, 

6 3  und 64 bleiben unberührt. 11 

2 2. In § 5 2  Abs. 5 lautet der 2. Satz: 

"Die Einnahmen und Ausgaben anläßlich der Aufnahme von 

Finanzschulden und des Abschlusses von Währungstauschverträgen 

gern. § 65 a Abs. 1 und 2 sind nicht dem laufenden, sondern dem 

folgenden Finanzjahr zuzurechnen . 11 

23. Dem § 65 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

"Währungstauschverträge sind Verträge, die zum Austausch von 

Zinsen- und/oder Kapitalbeträgen abgeschlossen werden. 11 

BHG-Novelle Enlwurf 6.6.1994 
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24. In § 65 b Abs. 3 Z 1 lit. a lautet der 1. Halbsatz: 

"a) durch Hinausschieben der Fälligkeit bei sonst unveränderten 

Bedingungen jährlich bis zu einem HBchstbetrag von 20 vH der zu 

Beginn des vorangegangenen Finanzjahres bestehenden 

Verpflichtungen des Bundes aus Finanzschulden unter 

Berücksichtigung der Währungstauschverträge zu prolong ieren, " 

25. In § 65 b Abs. 3 Z 1 lit. b lautet der 1. Halbsatz: 

"b) jährlich bis zu einem HBchstbetrag von 20 vH der zu Beginn 

des vorangegangenen Finanzjahres bestehenden Verpflichtungen des 

Bundes aus Finanzschulden unter Berücksichtigung der 

Währungstauschverträge zu konvertieren," 

26. § 65 b Abs. ] Z 1 lit. c lautet : 

"c) durch den Erwerb von \'Jertpapieren des Bundes für 

Tilgungszwecke und in diesem Zusammenhang abgeschlossenen 

Währungstauschverträgen, durch Eingehung von Finanzschulden und 

Währungstauschverträgen zur Refinanzierung des Erwerbes von 

Wertpapieren des Bundes für Tilgungszvlecke und von in diesem 

Zusammenhang abgeschlossenen �ährungstauschverträgen sowie durch 

Währungstauschverträge nachträglich zu verändern, wobei insgesamt 

lit. b Anwendung zu finden ha'C.;" 

27. § 80 Abs. 4 lautet: 

"(4) voranschlagsunwirksam dürfen nur Einnahmert und Ausgaben 

gemäß § 16 Abs. 2 Z 3, 9, 10 , 11 und 12 verrechnet werden. " 

28. Im § 100 wird folgender Abs. 10 angefügt: 

" (10) § 12 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. . . . . . .  

tritt mit Beginn der X IX. Gesetzgebungsperiode des Nationalrates 

in Kraft; alle übrigen Bestis�ungen dieses Bundesgesetzes, in der 

Fassung des Bundesgesetzes 8GBl. Nr . .. .. , treten mit 1. Jänner 

1995 in Kraft. " 

In formeller Hinsicht wird vorgeschlagen, den gegenständlichen 

Antrag unter Verzicht auf die erste
_

Lesung dem Bud§letausscb� ___ . 

zuzuweisen. 
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Begründung: 

Allgemeiner Teil 

Bei der Beschlußfassung über das Bundeshaushaltsgesetz im Jahre 

1 986 ging der Gesetzgeber davon aus , daß die ausländischen 

Erfahrungen mit der Handhabung von Finanzplänen es nahelegen , von 

der Einführung eines mehr jährigen normativen Finanzplanes 

abzusehen; er hat daher lediglich die Erstellung einer 

Budgetprognose und eines Investitionsprogrammes vorgesehen� 

Die seither eingetretene Entwicklung des Bundeshaushaltes läßt 

ein Ansteigen jener Ausgaben erkennen , die längerfristigen 

Verpflichtungen des Bundes entsprechen: Die Anforderungen, die -

auch in Hinkunft - an den Leistungsstaat gestellt werden, w ie 

etwa im Zusammenhang mit der Europäischen Integration, der 

Umweltproblematik und den demographischen Veränderungen , lassen 

erwarten, daß der Bund auch weiterhin mittel� und langfristige 

Verpflichtungen - auf gesetzlicher und vertraglicher Grundlage -

in erheblichem Ausmaß eingehen wird. Ebenso haben die in Aussicht 

genommenen Ausgliederungs- und Privatisierungsvorhaben 

langfristige Auswirkungen auf den Bundeshaushalt. Um diese 

Haushaltsentwicklungen mit den haushaltspolitischen Zielsetzungen 

der Bundesregierung in Einklang zu bringen , ist der Ausbau der 

mittelfristigen orientierung der Haush�ltsfUhrung zweckmäßig und 

notwendig. 

Ein� solche Weiterentwicklung des Instrumentariums,der 

Haushaltsführung ers�heint auch im Hinblick auf den von 

Österreich angestrebten Beitritt zur Europäischen Union geboten: 

Artikel 3 der Entscheidung des Rates vom 12. März �9 9 0, ABI. Nr. L 

78[23 v. 24.3r1 990, sieht vor, daß im Rahmen det multilateralen 

Überwachung der Haushalte der EG-Mitgliedstaaten vom Rat b�w. der 

Kommission jährlich "eine Untersuchung der Haushaltspolitiken . 

vorgenommen" wird , "die insbesondere auf den Umfang und die 

BHG-Novelle Entwud 0.5 1994 
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Finanzierung der Haushaltsdefizite sowie d ie mittelfristige 
, 

haushaltspolitische Ausrichtung abstellt .... . " .  Diese auf 

mittelfristige Aspekte bezogenen Überwachungskompetenzen finden 

auch in den Artikeln 104 c sowie 109 e des Vertrages über die 

Europäische Gemeinschaft (im Rahmen der Bestimmungen über die 

Wirtschafts - und Währungsunion) sowie in den entsprechenden 

durchführenden Verordnungen des EG -Rates und der EG- Kommission1 

ihren Niederschlag. 

Letztlich ergibt sich die Notwendigkeit, die mittelfristige 

Ausrichtung der Budgetpolitik zu verstärken, auch aus der Logik 

des Systems des BHG: Zentrale Bestimmungen des B HG, auf Grund 

deren der Bundesminister für Finanzen seiner ihm durch Art. 51 a 

B -VG auferlegten Pflicht zur steuerung des Gesamthaushaltes nach­

kommen kann, sind die §§ 4 3  bis 45 BHG. Diese Bestimmungen sehen 

vor, daß der sachlich zuständige Bundesminister und der 

Bundesminister fUr Finanzen bei finanz iell wichtigen Vorhaben das 

Einvernehmen herstellen müssen. Bei der Einvernehmensherstellung 

gemäß den §§ 43 und 45 BHG hat der Bundesminister für Finanzen 

darauf zu achten, daß " . . . .  die Bedeckbarkeit ... der Ausgaben 

... . unter Bedachtnahme auf die voraussehbare Entwicklung der 

Bundesfinanzen und der gesamtwirtschaftlichen Lage sowie im 

Hinblick auf bereits bestehende Verpflichtungen gesichert 

erscheint. 11 Da die 11 EntvJ ick 1 ung der Bundesf inanz en 11 \vesentlich 

von Entscheidungen über künftige Vorhaben beeinflußt wird, bedarf 

es zu deren Beurteilung geeigneter orientierungsinstrumente; nur 

an Hand entsprechender Vorgaben für den Bundeshaushalt kann die 

Entscheidung über Vorbelastungen gemäß § 4 5 BHG rational 

getroffen werden. Ein Instrument zur mittelfristigen Gestaltung 

des Bundeshaushaltes stellt somit gewissermaßen das "missing 

link " im System des Haushaltsrechtes dar. 

1 Es handelt sich insb. um die Verordnung (EG) 3605/93 vorn 13.12. 1993. ABI. L 332/7. 
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Als geeignetes Instrument zur Verstärkung der mittelfristigen 
. 

Auslegung der BUdgetpolitik bietet sich die Erstellung eines auf 

die Legislaturperiode bezogenen Budgetprogrammes sowie eines 

jährlichen Budgetberichtes an. Um die \�irksamkeit dieser 

Instrumente zu sichern, muß die Handhabung der 

Kalkulationspflichten2 forciert werden. 

Im Budgetprogramm sollen - in der Regel auf Grundlage der vom 

Bundeskanzler abgegebenen Regierungserklärung - die 

haushaltspolitischen Ziele für die laufende Legislaturperiode und 

die budgetären Ergebnisse der von der Bundesregierung verfolgten 

und vorgeschlagenen Politik dargelegt werden. Im jährlichen 

Budgetbericht soll über die Verwirklichung des Budgetprogrammes 

und die notwendigen Anp�ssungen berichtet werden. 

Durch die Einführung der neuen Instrumente soll im Ergebnis eine 

verstärkte Koordinierung der Haushaltsführung im Rahmen der 

Bundesregierung bewirkt und somit die Koordination der 

Regierungsgeschäfte - entsprechend der Hilfsfunktion der 

Haushaltsführung (vgl. � 2 Abs. 1) - unterstützt werden. 

Darüberhinaus trägt das neue Instrumentarium zur Stärkung der 

parlamentarischen Kontrollrechte im Bereich der Haushaltsführung 

des Bundes bei. 

Die Einführung solcher Instrumente bedarf eingehender und 

umfassender Vorbereitung. Das erste Budgetprogramm soll daher mit 

Beginn der X IX. Gesetzgebungsperiode des Nationalrates erstellt 

und dem Nationalrat zur Kenntnis gebracht werden. 

Von der EinriChtung einer mehrjährigen rollenden Planung des 

Gesamthaushaltes soll vorerst weiterhin abgesehen werden, da -

wie etwa die Beispiele der BRD und Schwedens zeigen - mit einem 

2 Hiezu wurde bereits da� HandIJuch·"W"s �',"tet elll G'''''!l7'' ",,:tell!. welches "lIch "Is Rlchllinie gerll. § 14 Abs. 5 BHG in 

I(raft gesetzt werden soll. 

BHG·No\lelle Entwurf 6.6.' 994 
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solchen Instrument der Haushalt kaum wirksam gesteuert werden 

kann. Hingegen sollte d ie Entw icklung eines strategis�hen 

"controllingsystems " ,  im Rahmen dessen neben den 

finanzwirtschaftlichen auch die übrigen Zielsetzungen der 

Bundesregierung formuliert und deren Erreichung überprüft werden 

kannen, in Angriff genommen werden. Die Einrichtung eines solchen 

"Controllingsystems " bleibt e iner besonderen bundesgesetzlichen 

Regelung vorbehalten. 3 

Darüberhinaus wurden einige Kl�rstellungen getroffen und 

Ergänzungen über Anregung des Rechnungshofes vorgenommen. 

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung eines dem Entwurf 

entsprechenden Bundesgesetzes ergibt sich aus Art. 51 Abs. 6 B­

VG. 

Kosten: 

Die mit der Einführung des Budgetprogrammes verbundene 

Verstärkung der Kalkulationspf lichten wird einan intensiveren 

Einsatz und die Schulung der vorhandenen Personalressourcen, 

insbesondere der mit Haushaltsangelegenheiten befaßten 

Bediensteten, erfordern. Vereinzelte und zeitlich begrenzte, 

geringfügige, einschlägige Mehrausgaben - insbesondere für 

Schu lungen und Planungsarbeiten - sind nicht auszuschließen. 

Durch die in § 65 b Abs. 1 lit c vorgenommenen Änderungen sind 

bei der Annahme eines Kaufvo lumens im Gegenwert von 20 Mrd. S. , 

einem Zinsdifferential zwischen Kaufertrag und 

Refinanzierungszinskosten von 10 BP p. a. und einer Laufzeit von 

durchschnittlich 8 Jahren, Einsparungen - ohne Berücksichtigung 

von Zinseszinsen - in der Höhe von ca. 160 Mio. s. zu erwarten. 

3 Ein MR·Beschluß vorn Juni 1992 (F"derfullrllnu SM V,'cl;1 hilt die EinriclltlH19 eines solchen Controlling·Systems zum 

Gegenstand. Umsetzung zZt. am Beginn der Anfangspr;.l;= 
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Besonderer Teil: 

zu Z 1 (§ 1 Ab s. 2· Z 1 ): 

Zur Berücksichtigung mittelfristiger Aspekte werden als neue 

Instrumente der Haushaltsführung das Budgetprogramm und der 

Budgetbericht eingeführt; Budgetprognose und Investitionsprogramm 

entfallen. Dies ist in der einleitenden Legaldefinition der 

Angelegenheiten der Haushaltsführung zu berücksichtigen. 

zu Z 2 (§ 2 Abs. 1 )  

Die bisher in § 2 Abs. 1 (erster Sat�) verankerten Ziele der 

Haushaltsführung bleiben unverändert; auf dieser Grundlage ist 

das Budgetprogramm zu formulieren (vgl. § 12 A bs. 1) , welches 

nach der Beschlußfassung durch die Bundesregierung von allen 

Organen der Haushaltsfühtung bei der Haushaltsführung zu beachten 

ist. Eine Beachtung des Budgetprogrammes im Rahmen der 

Haushaltsführung kommt nur bis zum Zeitpunkt der Bestellung einer 

neuen Bundesregierung in Betracht. Ab diesem Zeitpunkt bis zur 

Vorlage des Budgetprogrammes durch die neu bestellte 

Bundesregierung entf�llt die Beachtung des Budgetprogrammes (vgl. 

die Erl�uterungen zu § 12 Abs. 1) . Die Aufnahme des 

Budgetprogrammes in den § 2 Abs. 1 bewirkt, daß bei allen Akten 

der Haushaltsführung , insbesondere gem�ß §§ 3 2, 40 Abs. 2, 43 

Abs. 2, 44 Abs. 1 ,  45 Abs. 1, 46 Abs. 2 ,  47 Abs. 1 und 2, 48 Abs. 

3 ,  55 , 59 Abs. 1 und § 66 das Budgetprogramm zu beachten ist. 

zu Z 3 (§ 5 Abs. 3) 

Mit der neu eingefügten Z 1 werden die haushaltsleitenden Organe 

verpflichtet , die in ihrem Wirkungsbereich voraussichtli6h 

anfallenden Ausgaben und Einnahmen mittelfristig abzuschätzen , 

insbesondere jene, die durch in Aussicht genommene rechtsetzende 

und sonstige Maßnahmen sowie Vorhaben verursacht werden; die 

zuletzt genannten Begriffe sind im Sinne der §§ 14 , 15 und 23 zu 

verstehen. Diesen Planungs - und Kalku lationsarbeiten kommt 
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wesentliche Bedeutung zu, da auf deren Grundlage die Erstellung 

des Budgetprogrammes; die weiteren Vorarbeiten für die 

Veranschlagung in künftigen Finanzjahren sowie die Veranschlagung 

von Einzelvorhaben (§ 17 Abs. 3 )  aufzubauen haben. Darüberhinaus 

werden die Planungsergebnisse auch im Zusammenhang mit den 

Kalkulations - und Evaluationspflichten (§ 17 Abs. 4 ,  § 14 , § §  4 3  

ff und § 47) zu verwenden sein. Die Regelung ist auch als 

sachliche Ergänzung des auf die Aufgabenplanung der 

Bundesministerien Bezug nehmenden § 3 Z 3 des 

Bundesministeriengesetzes 1986 (BMG) anzusehen. 

Die Planungen und Schätzungen der haushalts leitenden Organe haben 

sich mindestens auf die angegebene Vierjahresperiode - unabhängig 

von der Gesetzgebungsperiode - zu beziehen; die Festlegung 

längerer Planungsperioden - wie dies etw� für 

Infrastrukturinvestitionen geboten erscheint - ist nicht 

ausgeschlossen. 

Die Regelung in Z 2 entspricht dem § 1 Abs. 2 Z 1. 

zu Z 4 bis 6 (§ 5 Abs. 4 Z  1 und Abs. 5 sowie § 7 Abs., 1 Z 8) 

Die Aufgabenkataloge der anweisenden Organe, der 

Haushaltsreferenten sowie der Buchhaltungen werden an Abs. 3 

angepaßt. 

zu Z 8 (§ 12 BUdgetprogramm) 

Abs. 1 sieht vor, daß die Bundesregierung sechs Monate, nachdem 

sie vorn Bundespräsidenten neu bestellt worden ist (Art. 69 und 70 

B-VG) , ein Budgetprogramm zu beschließen und dem Nationalrat zur 

Kenntnisnahme vorzulegen hat. Diese Vorlage dient zur Information 

des Nationalrates; eine Mitwirkung der Gesetzgebung an der 

Erstellung des Budgetprogrammes oder eine Genehmigung ist nicht 

vorgesehen. Mit der Einführung dieses Instrumentes soll im 

wesentlichen bewirkt werden, daß die Bundesregierung die für ihre 

BHG·Novelle Entwurf 6.6.1994 
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Tätigkeit in der jeweils beginnenden Legislaturperiode 

maßgeblichen Ziele und Maßnahmen im Hinblick auf ihre 

Auswirkungen auf den Bundeshaushalt koordiniert, festlegt und 

dokumentiert. (Die umfassenden Koordinationsaufgaben des 

Bundeskanzlers gemäß Abschnitt A� Z 1 und 5 des Teiles 2 der 

Anlage tu § 2 BMG sowie gemäß § G BMG bleiben unberührt.) 

Durch die Festlegung der Rahmenbedingungen für die 

Haushaltsführung in den nächsten 3 bis 4 Jahren soll zugleich die 

auf Ressortebene vorzunehmende (Detail-) Planung erle ichtert 

werden. Die zeitliche VerknUpfung des Budgetp�ogrammes mit der 

Gesetzgebungsperiode erscheint deshalb zweckmäß ig, weil die 

Bundesregierung üblicher�eise nach Beginn einer 

Gesetzgebungsperiode neu bestellt wird und mit deren Ende 

demissioniert (Art. 74 Abs. J B- VG). Die Bundesregierung soll 

jedoch auch in Fällen, in denen sie währehd einer laufenden 

Gesetzgebungsperiode neu bestellt wird , ein neues Budgetprogramm 

vorlegen. Diesfalls �äre dieses Dokument für die restliche Dauer 

der Gesetzgebungsperiode zu erstellen. Die Verpflichtung zur 

Vorlage eines Budgetprogrammes bezieht sich jedoch in keinem 

Falle auf eine gemäß Art. 7 1  B-VG mit der Fortführung der 

Verwaltung betraute einstweilige Bundesregierung. Ein 

Budgetprogramm ist einer Bundesregierung bis zu Jenem zeitpunkt 

zuzurechnen, zu dem die nächste Bundesregierung neu bestellt 

wird; das Budgetprogramm ist daher auch der Haushaltsführung 

durch die Mitglieder einer mit der Fortführung der Verwaltung 

betrauten einstweiligen Bundesregierung (sowie durch die übrigen 

Organe der Haushaltsführung) zugrundezulegen. 

Das von der Bundesregierung erstellte Budgetprogramm nimmt auf 

alle Haushaltsbereiche Bezug und beeinflußt auf diese Weise auch 

die Erstellung von fachbereichsbezogenen, von einzelnen 

Bundesministern vorzulegenden Planwerken (etwa Grüner Plan, 

Schulentwicklungsplan) . Diese Planwerke l�gen die Absicht der 

Bundesverwaltung in bezug auf bestimmte Politikbereiche in ihrem 
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Gesamtzusammenhang dar; die einschlägigen Bestimmungen bleiben 

daher grundsätzlich unberührt. 

Die in das Budgetprogramm aufzunehmenden Darlegungen haben sich 

auf alle Finanzjahre zu beziehen, welche zur Gänze oder teilweise 

in die laufende Gesetzgebungsperiode fallen. Demnach ist in 

zeitlicher Hinsicht folgende Gliederung des Budgetprogammes 

zweckmäßig: 

- Für ein zum Zeitpunkt der Vorlage d�s Budgetprogrammes 
bereits abgelaufenes Finanzjahr ist der vorläufige Er�olg 
darzustellen. Für die weiteren Finanzjahre sind die 
haushaltspolitischen Absichten der Bundesregi�rung -. 
jeweils bezogen auf das ganze Finanzjahr - darzulegen. 

- Für das laufende Finanzjahr sind der BVA sowie 
allfällige in Aussicht genom�ene Änderungen des geltenden, 
Bundesf inanzgesetzes darzusr.e llen. (Das diesem 
vorgefundenen Bundesfinanzgesetz zugrundeliegende 
Budgetprogramm der vorhergehenden Bundesregierung ist für 
die neu bestellte Bundesregierung nicht beachtlich.) 

- Auch wenn die Gesetzgebungsperiode vor dem 3 1. Dezember 
endet, haben sich die Angaben über das letzte Jahr des 
Budgetprogrammes auf ein vollständiges Finanzjahr zu 
beziehen. Diese Vorgaben sind für die nächste neu 
bestellte Bundesregierung nicht beachtlichi sie hat ein 
neues Budgetprogramm zu erstellen (vgl. die Erläuterungen 
zu § 2 Abs. 1 ) . 

Abs. 2 ( Elemente des Budgetprogrammes) : 

Z 1: 

Gemäß Z 1 sind die Voraussetzungen darzulegen, von denen die 

Bundesregierung bei der Erarbeitung des Budgetprogrammes ausgeht: 

Zunächst ist die Einschätzung der wirtschaftlichen Entwicklung in 

einer mittelfristigen Perspektive - in der Regel auf der 

Grundlage von nach wirtschaftswissenschaftlichen Grundsätzen 

erstellten Prognosen - darzustellen. Ferner ist dem 

Budgetprogramm - zum Zwecke der Dokumentation der Ausgangsbasis 

der haushaltspolitischen Entscheidungen der Bundesregierung -

eine Darstellung der Haushaltsentwicklung anzuschließen. Diese 

Darstellung soll über wichtige Aspekte und Entwicklungs-
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per�pektiven des Bundeshaushaltes (insbesondere Einnahmen und 
. 

Ausgaben, Vorbelastungen, Finanzschulden, außerbudgetäre 

Finanzierungs-vorhaben) in globaler und knapper Form AUfschluß 

geben, wobei im wesentlichen von der zum Zeitpunkt der Erstellung 

gegebenen Rechts- und Sachlage auszugehen ist; wiederkehrende 

Anpassungen, �ie z.B. Gehalts- und Pensionserhdhungen, sind zu 

berück-sichtigen. In dieser Darstellung ist daher. auf die ·lm 

Budget-programm vorgesehenen Maßnahmen und Vorhaben n icht 

Bedacht zu nehmen. (Dieses Konzept entspricht im wesentlichen dem 

der bisher erstellten Budgetprognosen; vgl. auch die 

Erläuterungen zu § 13.) 

Z 2: 

Aus Z 2 geht in Verbindung mit Abs. 1 hervor, daß auch die 

haushaltspolitischen Zielsetzungen auf der Grundlage det Ziele 

der Haushaltsführung (§  2 Abs. 1, erster Satz) festzulegen sind. 

Die Bundesregierung soll im gegebenen Rahmen bei der Festlegung 

dieser Zielsetzungen frei sein. Im Vordergrund steht hiebei die 

Wahl eines oder mehrerer Fiskalindikatoren, d. h. Haushalts­

kennziffern, die eine Beurteilung des Gesamthaushaltes oder von 

Te ilen davon in quantitativer Hinsicht erlauben. Hiefür kommen 

etwa Defizit/BIP-Quoten, Fiskal- und Ausgabenquoten u. dgl.m. in 

Betracht. Bei der Wahl der Indikatoren sollte möglichst auf die 

internationale Vergleichbarkeit Bedacht genommen werden. Im Falle 

einer EU-Mitgliedschaft Österreichs wären im gegebenen 

Zusammenhang auch die fiskalpolitischen Gesamtstaats -Ziele gemäß 

Artikel 104 c des Vertrages über die Europäische Gemeinschaft und 

Protokoll zum Vertrag über die Europäische Union über das 

Verfahren bei einem übermäßigen Defizit von Belang; deren 

Relevanz für die Haushaltsführung des Bundes setzt allerdings 

eine Vorhergeheride gesamtstaatl iche Akkordierung in der 

Zielverfolgung voraus. Im Hinblick auf die Mdglidhkeit 

unterschiedlicher konjunktureller Entwicklungen kann es weiters 

zweckmäßig sein, die hau�haltspolitischen Zielsetzungen für 

mehrere Szenarien festzulegen. 

BHG·Novelie Entwurf 6.6.199': 

744/A XVIII. GP - Initiativantrag  (gescanntes Original)18 von 25

www.parlament.gv.at



- 19 -

. 

Weiters sollen in diesem Rahmen jene Aufgabenbereiche genannt 

werden, die in der Bezugsperiode hinsichtlich der finanziellen 

Dotierung Priorität haben sollen (Schwerpunktsetzungen) . Ferner 

sind auch Zielsetzungen möglich , die in qualitativen Vorgaben 

(z.B. "Hebung der Arbeitsproduktivität in öffentlichen Dienst") 

zum Ausdruck kommen. Letztlich könnten die Zielsetzungen auch 

durch die Vorgabe von Rahmenbeträgen für die einzelnen 

Haushaltsbereiche zum Ausdruck gebracht werden. Die Festlegung 

von Rahmenbeträgen ist nicht zwingend vorgesehen; die 

verbindliche Einführung eines solchen Systems der Finanzplanung 

sollte erst auf der Grundlage mehrjähriger Erfahrungen mit der 

hier vorgeschlagenen Vorgangsweise erwogen werden. 

Z 3: 

Gemäß Z 3 sind die finanziellen Perspektiven der in Aussicht 

genommenen Maßnahmen darzustellen. Gegenstand dieser Darst�llung 

sind die budgetären Auswirkungen der für die laufende 

Gesetzgebungsperiode geplanten, gesetzlichen und sonstigen 

Maßnahmen sowie Vorhaben. Hiebei sind entsprechend dem Grund�atz 

der flexiblen Planung erforderlichenfalls Varianten darzustellen 

- insbesondere für den Fall außergewöhnlicher Ereignisse (2.B. 

Katastrophen). Ir.l gegebenen Zusammenhang sind insbesondere jene 

Maßnahmen von Interesse, welche zur Erreichung der 

haushaltspolitischen Zielsetzungen in Angriff genommen werden 

sollen. Dieser Maßnahmenkatalog betrifft grundsätzlich die 

Wirkungsbereiche aller haushaltsleitender Organe. Er ist daher 

nach deren Wirkungsbereichen zu gliedern, um die Mitverantwortung 

jedes einzelnen Bundesministers und der übrigen 

haushaltsleitenden Organe für die Ergebnisse der Haushaltsführung 

erkennbar zu machen. Die weitere Gliederung ist nach 

Zweckmäßigkeitsgesichtspunkten vorzunehm�n. Diese 

Gestaltungsfreiheit erscheint insbesondere deshalb erforderlich, 

weil die Detailtiefe des Budgetprogrammes wesentlich vorn 

Informationsgehalt der Kalkulationsergebnisse der 
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hauShaltsleitenden Organe abhängt. Die hiemit vorgeschlagene 
, 

Änderung des Bundeshaushaltsgesetzes zielt auf eine erhebliche 

Verstärkung dieser Kalkulationsarbeiten ab (vgl. die Begründung 

zu § 5 Abs. 3 Z 1) . 

Z 4: 

Ein erheblicher Teil der Ausgaben des Bundes entfällt auf 

Ausgaben für Personal. Der Personalwirtschaft des Bundes kommt 

daher bei der Gestaltung der Budgets wesentliche Bedeutung zu. 

Gemäß Z 4 sollten daher die Grund züge der von der Bundesregierung 

für die Gesetzgebungsperiode in Aussicht genommenen 

personalwirtschaftlichen Maßnahmen ebenfalls im Budgetprogramm 

dargestellt werden. Als Gegenstände der Darstellung kommen 

insbesondere Anzahl und Zusammenset zung der Planstellen in 

Betracht. 

Durch die in Z 5 vorgesehene Darstellung der außerbudgetären 

Finanzierungen soll bewirkt werden, daß deren Rückwirkungen auf 

den Bundeshaushalt in die budgetpolitischen. Entscheidungen 

einbezogen werden. Der Begriff sowie Umfang und Struktur der 

Darstellung der außerbudgetären Finan zierungen sollen sich an den 

bisher vorgelegten Budgetprognosen orientieren und im 

wesentlichen über die durch den Bund veranlaßte Inanspruchnahme 

des Kapitalmarktes außerhalb der Finanzschuldengebarung Aufschluß 

geben . 

Das hier vorgeschlagene Kon zept elnes Budgetprogrammes ist im 

Hinblick auf die E ntscheidung zwischen Beibehaltung b zw. 

Modifizierung oder Wegfall "bestehenderll Aufgaben und der 

Einführung "neuer " Aufgaben des Bundes neutral. ( Bestehende 

Aufgaben finden in der Darstellung des Bundeshaushaltes"gem. Abs. 

2 Z 1 Berücksichtigung, neue Aufgaben im Maßnahmenkatalog gemäß 

Abs. 3.) Die haushaltspolitischen Zielsetzungen beeinflussen 

Umfang und Zusammensetzung des Maßnahmenkataloges und damit die 

Entwicklung des gesamten Spektrums der Bundesaufgaben. 
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Gemäß Abs. ] kann das Budgetprogramm durch Beschluß der 

Bundesregierung erforderlichenfalls abgeändert oder ergänzt 

werden; derartige Änderungen und Ergänzungen des Budgetprogrammes 

sind dem Nationalrat spätestens zugleich mit dem nächsten dem 

Nationalrat vorzulegenden Budgetbericht vorzulegen. 

zu Z 9 (§ 13 Budgetbericht) 

Abs. 1 sieht als weiteres Instrument der Haushaltsführung die 

Erstellung eines jährlichen Budgetberichtes durch d i e  

Bundesregierung vor. Hiedurch soll eine laufende Information des 

Nationalrates und der interessierten Öffentlichkeit über wichtige 

Maßnahmen und Vorhaben gewährleistet werden, die Auswirkungen auf 

den Bundeshaushalt haben und in bezug zum Budgetprogramm stehen . 

Der Bericht soll spätestens zu Beginn der Ausschußberatungen über 

den Entwurf des Bundesfinanzgeseczes vorliegen. Hiedurch ist 

gewährleistet , daß die im Budgecbericht enthaltenen Informationen 

bei der parlamentarischen Beratung des Entwurfes des 

Bundesfinanzgesetzes berücksichtigt werden können. 

Der Bericht hat über Lage , Rahmenbedingungen und Entwicklung des 

gesamten Bundeshaushaltes , inbesondere die Erfüllung der im 

Budgetprogramm enthaltenen Vorgaben (§ 12 Abs. 2 Z 2 bis 5) 

Aufschluß zugeben. Entsprechend diesem Berichtszweck ist die 

Gliederung vorzunehmen. 

Die anderen von der Bundesregierung oder einzelnen 

Bundesministern vorzulegenden Berichte mit teilweisem Bezug auf 

bestimmte Haushaltsbereiche (etwa Grüner Bericht, 

Hochschulbericht , Finanzschuldenbericht, Bericht über die 

wirtschaftliche Lage) dienen der Darstellung eines bestimmten 

Politikbereiches im jeweiligen Gesamtzusammenhang; die 

einschlägigen Bestimmungen bleiben daher grundsätzlich unberührt 

(vgl. die Erläuterungen zu § 12  Abs. 1). 
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Abs. 2 enthält d i e  Übergangsbestimmung fUr den ersten 

Budgetbericht. 

Z 10 (§ 13 a) 

�nthält die Bestimmungen über d i e Erste llung des Budgetprogrammes 

und des Budgetber i chtes. Die vorn Bundesminister für Finanzen -

soweit P l anste l len betroffen s i nd, i m  Einvernehmen mit dem 

Bundeskanzler - aufzustel lenden R i cht l i nien sol l e n  jedenfalls 

auch einheitliche Vorgaben fUr d i e Ermittlung der f i nanzie l len 

Ausw i rkungen von ( i nsbesondere legistischen) Maßnahmen und 

Vorhaben enthalten. 

Z 11 (§ 14 Abs. 1) 

Auf Grund des Wegfal l es der Budgetprognose i st der Wortlaut der 

Bestimmung anzupassen. Um d i e E i nhaltung des Budgetprogrammes 

auch im Einzelfal l zu dokument i eren, ist vorgesehen, daß i n  der 

Darstel lung der f i nanz i ellen Ausw i rkungen der rechtsetzenden Maß­

nahme auf das Budgetprogramm Bezug zu nehmen i st. H i edurch wird 

auch die Wahrnehmung parlamentar ischer Kontrol lrechte erleich­

tert. 

Z 1 2  (§ 1 6  Abs. 1 Z 11) 

D i ese Ergänzung dient der K l ars teilung. 

Z 13 u. Z 26 (§ 1 6  Abs. 2 Z 1 2  u .. § 65 b Abs. 3 Z 1 lit c) 

Durch Verein i gung von Gläubiger- Schuldnersteilung erlischt gern. 

§ 1 445 ABGB eine Forderung. Be i Inhaberwertpapieren ruht die 

Forderung. Erwirbt der Bund eigene Wertpapiere, um sie bis zur 

Fälligke i t  zu beha l ten, i st der w i rtschaftl i che Erfolg dem e i ner 

vorze i tigen T i lgung gle i chzusetzen. Die Refinanzierung des 

Erwerbes von Wertpap i eren des Bundes fUr T i lgüngszwecke dient 

demnach, wie Konvers i Onsaufnahmen gern. § 16 Abs. 2 Z 11 bzw. § 65 

b Abs. 3 Z 1 lit. b, der Neustruktur ierung be$tehender 

Verpf lichtungen aus F i nanzschu lden und �ährungstauschverträgen. 
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Der Ermächtigungsrahmen gern. § 6 5  b Abs. 3 Z 1 lit. c in der 

jährlichen Höhe von 2 0  % der zu Beginn des vorangegangenen 

Finanzjahres bestehenderi Verpflichtungen des Bundes aus, 

Finanzschulden unter Berücksichtigung von Währungstauschverträgen 

gilt für die Refinanzierung des Erwerbes von Wertpapieren des 

Bundes für Tilgungszwecke und in diesem Zusammenhang 

abgeschlossenen Währungstauschverträgen sowie für nachträgliche 

Währungstauschverträge kumulativ. 

Z 14 und 15 (§ 30 Abs. 1 und § 31 Abs. 1) 

verpflichten die haushaltsleitenden Organe, bei der Erstellung 

der Unterlagen für das jährliche Bundesfinanzgesetz, das 

Budgetprogramm (einschließlich allfälliger, im Budgetbericht 

darzulegender Änderungen und Ergänzungen) zu beachten. 

Mit Z 16 (§ 35 Z 7) 

werden die Bestimmungen über die zusätzlichen Übersichten 

zum geltenden Bundesfinanzgesetz an den neugefaßten § 12 

angepaßt. 

Z 17 (§ 37 Abs. 4 )  

Diese Ergänzung soll der Klarstellung dienen, daß jenes 

anweisende Organ, in dessen Verwendung die Bediensteten stehen, 

bereits ab Beginn der Verwendung für deren Ausgaben aufzukommen 

hat. 

Z 18 (§ 37 Abs. 5 )  

Diese Regelung soll dem verursacherprinzip Rechnung tragen. 

Unberührt davon bleibt die dienstrechtliche Zuständigkeit für die 

Rechnungslegung durch die Bediensteten. 

Z 19 (§ 48 Abs. 2 Z 1) 

Durch den Entfall dieser Bestimmung ist die zustimmung des 

Bundesministers für Finanzen zu Postenausgleichen zu Gunsten der 

Veranschlagungsposten für Mehrleistungsvergütungen, für 

BHG·Novelle Entwurf 6.6.1994 

744/A XVIII. GP - Initiativantrag  (gescanntes Original) 23 von 25

www.parlament.gv.at



- 24 -

Jubiläumszuwendungen, für Belohnungen und Aushilfen und für 
. 

Geldaushilfen an Ruhe- und Versorgungsbezugsempfänger nicht mehr 

erforderlich. 

Z 2 0 (§ 4 9 Ab s. 1 ) 

Aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung soll für die Übertragung 

der Benützung und Verwaltung von Bestandteilen des unbeweglichen 

Bundesvermögens zwischen Organen des Bundes keine Vergütung zu 

entrichten sein. Bundesbetriebe sollen jedoch von dieser Regelung 

ausgenommen werden. 

Die angeführten Ausnahmen vom haushaltsrechtlichen Grundsatz 

(Art. 51 Abs. G B-VG) der Entgeltlichkeit von Leistungen zwischen 

Organen des Bundes entsprechen den sachlichen Erfordernisseh. 

Sofern ein �ndere� Bundesgesetz in Fällen des § 49 Abs. 1 Z 1 bis 

4 dennoch eine Vergütung vorsieht, würde dies keine Verletzung 

eines Grundsatzes bedeuten. 

Z 21 (§ 49 a) 

Es hat sich als erforderlich erwiesen, auch eine ausdrückliche 

Regelung über die Erbringung von Leistungen des B�ndes gegenüber 

Dritten vorzusehen. 

Die sinngemäße Anwendung des § 49 Abs. 3, zweiter Satz, 

ermöglicht ein Abgehen vorn Bewertungsgrundsatz des ersten 

Halbsatzes insoweit, als dies die Eigenart der Leistung und der 

damit verbundenen Aufgabenerfüllung des leistenden Organes 

erfordert (z. B. eine Bundesversuchsanstalt ist im Rahmen ihres 

eigenen Aufgabenbereiches an der Auswertung der aus. einer 

auftragsgemäßen Leistungserbringung gewonnenen Kenntnisse 

interessiert). 

Z 22 (§ 5 2 · Abs. 5) 

Die bei der Eingehung von Finanzschulden durch den Abschluß von. 

Währungstauschverträgen unmittelbar anfallenden Ausgaben sollen. 

durch diese Ergänzung ebenfalls er faßt werden. 
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Z 23 (§ 6 5  Abs . 1 ) 
. 

Die Ergänzung dient der gesetz lichen Definitio n  von 

Währungstausc hverträgen. D i ese Rechtsgesc h ä fte sind 

Finanzschu l daufnah men bzw. W ä hrungstauschverträgen, die zu ändern 

sind , zuzuordnen. D i e Höhe der Forderung aus dem 

Wä hrungstausch vertrag muß genere l l  nic ht der Höhe der 

Verpf l ichtung aus der F inanzschuld oder dem W ä hrungstauschvertrag 

entsprechen . Der Sc hi l l inggegenwert der Kapita l forderung aus dem 

Wä hrungstauschvertrag darf jedoch nicht den Schil linggegenwert 

der Kapitalverpflichtung aus F i nanzsc hulden oder 

Wä hrungstausc hverträ gen , d i e  zu ändern s i nd, ü berschre iten . 

Z 24 und 2 5  (§ 6 5  b Abs . 3 Z 1 lit . a und b )  

Die Überprüfung der Gesetzmäßigke i t  von p r o longat ionen und 

Konversi onen von F i nanz schulden und Wä hrungstaus c h verträgen durch 

den Rechnungshof zu Beginn eines Finanzjahres macht diese 

Abänderung erforder l ic h. 
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